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Die Landesvereinigung der Unternehmensverbände Nordrhein-Westfalen e.V. 

(unternehmer nrw) ist der Zusammenschluss von 129 Verbänden mit 80.000 

Betrieben und drei Millionen Beschäftigten. unternehmer nrw ist Mitglied der 

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) und vertritt die 

Interessen des Bundesverbandes der Deutschen Industrie e. V. (BDI) als dessen 
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12.05.2026 

 

Im Rahmen der schriftlichen Anhörung des Ausschusses für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales  

 

300.000 Arbeitsplätze in der Wertschöpfungskette der chemischen 

Industrie in NRW in Gefahr – Anpassungen des CO₂-Zertifikatehandels 

sind jetzt notwendig, Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 

18/17448 

 

 

Vorbemerkung 

 

Die energie- und CO₂-intensiven Industrien in Nordrhein-Westfalen befinden sich 

in einer Phase tiefgreifender struktureller Transformation und stehen zugleich unter 

erheblichem wirtschaftlichem Druck. Hohe Energiepreise, steigende regulatorische 

Anforderungen sowie die fortlaufende Verschärfung des europäischen 

Emissionshandelssystems (EU ETS) belasten die Wettbewerbsfähigkeit der 

Unternehmen zunehmend. Aus Sicht der Wirtschaft und Industrie besteht daher 

dringender Handlungsbedarf, um Klimaschutzambitionen mit der Sicherung von 

industrieller Wertschöpfung, Innovation und Beschäftigung in Einklang zu bringen. 

Nur unter verlässlichen und wettbewerbsfähigen Rahmenbedingungen können die 

notwendigen Investitionen in die Transformation umgesetzt werden. 

 

1. Entlastungsinstrumente schaffen keine zusätzlichen Spielräume 

 

Die im Antrag beschriebene Annahme, bestehende energie- und klimapolitische 

Entlastungsinstrumente eröffneten Unternehmen umfangreiche finanzielle 

Spielräume für zusätzliche Investitionen, greift zu kurz. Maßnahmen wie die 

Strompreiskompensation, das Energiefinanzierungsgesetz oder ein möglicher 

Industriestrompreis dienen primär der teilweisen Abfederung von extrem 

gestiegenen Kosten. Sie gleichen strukturelle Kostennachteile allenfalls teilweise 

aus, ohne jedoch zusätzliche Investitionsdynamik zu erzeugen. 
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Trotz dieser Instrumente ist bereits ein substantieller Rückgang industrieller 

Wertschöpfung festzustellen. Vor diesem Hintergrund ist es kritisch zu bewerten, 

dass politische Initiativen darauf abzielen, zusätzliche Auflagen an bestehende 

Entlastungen zu knüpfen. Bereits heute sind etwa die Beantragung und 

Nachweisführung im Rahmen der Strompreiskompensation mit erheblichem 

bürokratischem Aufwand verbunden. Zusätzliche ökologische oder soziale 

Gegenleistungen – etwa in Form verpflichtender Investitionen, Standortgarantien 

oder tariflicher Bindungen – würden die massiv unter Druck stehenden 

Unternehmen zusätzlich überfordern. 

 

Eine weitere Konditionierung der Entlastungsinstrumente würde die intendierte 

Wirkung konterkarieren: Statt Transformation zu beschleunigen, droht eine 

zusätzliche Schwächung der industriellen Basis. Entlastungen müssen daher 

verlässlich, unbürokratisch und ohne zusätzliche Belastungsfaktoren ausgestaltet 

werden. 

 

Darüber hinaus ist die im Antrag formulierte Skepsis gegenüber 

unternehmerischem Handeln zurückzuweisen. Die Annahme, Unternehmen 

würden Produktionsanlagen bewusst vernachlässigen oder Standorte primär aus 

kurzfristigen Renditeüberlegungen verlagern, entspricht nicht der wirtschaftlichen 

Realität. Investitionsentscheidungen folgen klaren Standortbedingungen: 

Unternehmen investieren dort, wo planbare, wettbewerbsfähige und langfristig 

verlässliche Rahmenbedingungen bestehen. Der gegenwärtige 

Investitionsrückgang ist daher Ausdruck struktureller Standortnachteile und nicht 

mangelnder Investitionsbereitschaft. 

 

2. Reformbedarf im EU-Emissionshandel (EU ETS) 

 

Das EU-Emissionshandelssystem stellt angesichts steigender CO₂-Kosten einen 

zentralen Wettbewerbsfaktor für die europäische Industrie dar. In globalisierten 

Märkten – insbesondere in Branchen wie der Chemieindustrie – stehen 

europäische Unternehmen im direkten Wettbewerb mit Anbietern aus Regionen 

wie den USA oder China, in denen keine vergleichbaren CO₂-Bepreisungen 

bestehen. Dies führt zu erheblichen Wettbewerbsverzerrungen. 

 

Jede weitere Verschärfung des EU ETS verstärkt diese Problematik erheblich. Sie 

erhöht die Kostenbelastung für Unternehmen in einer ohnehin wirtschaftlich 

angespannten Lage und gefährdet ganze industrielle Wertschöpfungsketten. Ohne 

flankierende Maßnahmen droht eine beschleunigte Abwanderung von Produktion 

und Investitionen („Carbon Leakage“) sowie eine fortschreitende 

Deindustrialisierung. 

 

Gleichzeitig fehlen entscheidende Voraussetzungen für eine erfolgreiche 

Transformation: 

 

• Strom aus erneuerbaren Energien steht nicht in ausreichendem Umfang zu 

international wettbewerbsfähigen Preisen zur Verfügung. 
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• Der Aufbau einer funktionierenden Wasserstoffwirtschaft verläuft 

langsamer als erforderlich. 

• Zentrale Infrastrukturen sowie technologisch marktreife Lösungen sind 

vielfach noch nicht vorhanden. 

Vor diesem Hintergrund ist eine zügige und gezielte Reform des EU ETS 

erforderlich. Ziel muss es sein, Wettbewerbsfähigkeit und Klimaschutz in Einklang 

zu bringen. Dazu gehört insbesondere: 

 

• Eine Anpassung des Minderungspfades an realistische 

Transformationsbedingungen, einschließlich einer stärkeren Ausrichtung 

auf das Zieljahr 2050. 

• Regelmäßige Überprüfungen der tatsächlichen Dekarbonisierungs-

voraussetzungen in den EU-Mitgliedstaaten (z. B. Infrastruktur, 

Energieversorgung, Finanzierungsmöglichkeiten). 

• Die Vermeidung zusätzlicher kurzfristiger Belastungen in einer Phase 

unzureichend entwickelter Alternativen. 

3. Transformation braucht realistische Zeiträume und verlässliche 

Rahmenbedingungen 

 

Ein erheblicher Teil der industriellen CO₂-Emissionen ist prozessbedingt und kann 

unter den derzeitigen technologischen und infrastrukturellen Voraussetzungen nur 

langfristig reduziert werden. Kurzfristige Verschärfungen der CO₂-Bepreisung 

führen daher unmittelbar zu steigenden Kosten, ohne dass entsprechende 

Ausweichmöglichkeiten bestehen. 

 

Insbesondere in kapitalintensiven Branchen mit langen Investitionszyklen sind 

stabile und planbare Rahmenbedingungen entscheidend. Unsichere oder kurzfristig 

veränderte regulatorische Vorgaben führen dazu, dass Investitionen zurückgestellt 

oder zunehmend in andere Regionen verlagert werden. Dies hat direkte 

Auswirkungen auf die industrielle Basis Nordrhein-Westfalens, die Sicherung von 

Arbeitsplätzen sowie die Attraktivität für Ausbildung und Fachkräfte. 

 

Aus Sicht der Wirtschaft und Industrie ist eine Neuausrichtung der energie- und 

klimapolitischen Rahmenbedingungen erforderlich. Entlastungsinstrumente 

müssen wirksam und unbürokratisch bleiben, ohne zusätzliche Auflagen ihre 

Funktion zu verlieren. Gleichzeitig bedarf es einer realitätsnahen Reform des EU-

Emissionshandelssystems, die internationale Wettbewerbsfähigkeit sichert und die 

tatsächlichen Voraussetzungen für Transformation berücksichtigt. 

 

Nur wenn Klimaschutzpolitik, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und industrielle 

Wertschöpfung gleichermaßen berücksichtigt werden, kann Nordrhein-Westfalen 

ein starker Industriestandort bleiben und gleichzeitig einen wirksamen Beitrag zu 

den Klimazielen leisten. 

 


